
im Europarecht – die Schwierigkeit, Rechts-
sicherheit auch dann noch für dezentrale Zu-
ständigkeiten zu wahren, wächst. Allerdings
haben transeuropäische Netze diesen Weg
schon technisch vorgezeichnet, der „point
of no return“ ist schon überschritten. Und die-
se Entwicklung erfordert – wie wohl „elec-
tronic government“ keine eigenständige Form
der Verwaltung ist – auch die Schaffung von
Gestaltungsspielräumen für die Verwaltung
im Sinne einer Öffnung, dann die Fortbildung
der überkommenen rechtlichen Regelungen
und dogmatischen Instrumente sowie schließ-
lich die Schaffung neuen Rechts. Damit sind
Kompetenzverlagerungen, Öffnungen für
Bandbreiten der Interpretation und die Al-
ternativen etwaiger Lösungen sowie ein ge-
rüttelt Maß an Rechtspolitik angesprochen.
Das führt zur teleologischen Reduktion von
Gesetzesvorbehalten, zu eigenen Verwal-
tungspolitiken, die parlamentarisch nicht
mehr voll vermittelt sind und – wie gesagt –
zu latent zentralisierter Steuerung. 
Gewiss sind in einem schwer zu beschreiben-
den Umfang Rechtssicherheit und Grund-
rechtsschutz in Gefahr, auf der Strecke zu blei-
ben. Bei aller Bürgernähe solcher Formen der
Verwaltung ist daher umso wichtiger, wie es
mit einer Kontrolle von außen, im Sinne ei-
nes bürgerschaftlichen Engagements Priva-
ter in diesem Kontext steht. Denn mit der
immer stärkeren Verlagerung von Gestal-
tungskompetenzen „nach oben“ – bis hin in
die europäische Ebene – geht das, was als
„Bürgernähe“ firmiert, wieder weitgehend
verloren und müssen ergänzende Instrumen-
te einer kompetenten Zivilgesellschaft wirk-
sam werden, sollen hier nicht neue arcana
imperii, neues Herrschaftswissen vor allem
zum Zuge kommen und die Gefahren einer
selbstherrlichen Verwaltungspraxis virulent
werden. Hier scheint dem Rezensenten die
„Normalitätsgewissheit“ in Ansehung der
Wahrung von Rechtsbindungen durch die Ver-
waltung der jüngeren Generation zu groß,
wenn nicht naiv. Daher vermisst die skepti-
sche Perspektive hier eine eingehendere Aus-
einandersetzung im Sinne von, „dass Vertrau-
en gut, aber Kontrolle besser ist“ – was hier
sicher vor allem externe Kontrollen meinen
muss. Damit ist kein Rigorismus im Sinne
einer Maschinenstürmerei gemeint, sondern
schlicht das Maß an Skepsis, das allerdings
mit der Zunahme neuer Herrschaftsinstru-

mente seinerseits wächst. Dieser Teil des hier
angezeigten Buches müsste noch geschrie-
ben werden. Es wird sich allerdings nicht
auf herkömmliche Instrumente des Daten-
schutzes beschränken dürfen. Dafür findet
man in der Schrift, insbesondere auch in dem
Abschnitt über öffentliche Verwaltung als In-
formationsverbund schon vieles. Es erfordert
aber eher Selbstorganisation als die Erweite-
rung der Zuständigkeiten bestehender Ein-
richtungen wie etwa der der Datenschutz-
beauftragten. Hier werden die Medien einen
hervorragenden Platz haben müssen, um je-
ne externe Kontrollmöglichkeiten zu entwi-
ckeln, einzusetzen und in einer Interaktion
mit Privaten, die hinreichende Kompetenz
besitzen, zu entfalten. Dabei ist von großer
Bedeutung, ob ein investigativer Journalis-
mus rechtlich akzeptiert oder inkriminiert
wird. Auch insoweit stehen die Zeichen be-
sonders in den letzten Jahren nicht zum Bes-
ten. 
Das alles ändert aber nichts daran, dass mit
der Habilitationsschrift von Martin Eifert ei-
ne umfassende Darstellung zunächst des Phä-
nomens der elektronischen Verwaltung, dann
aber auch ihrer Konsequenzen und ihrer Per-
spektiven vorliegt. Wer sich informieren
möchte, der sollte auch dieses Buch in die
Hand nehmen. Allerdings muss das zur Lek-
türe führen, da eine Suche nach den Rosi-
nen in dem Kuchen verwehrt ist; es fehlt näm-
lich ein Register – und das Inhaltsverzeichnis
reicht dafür nicht ganz aus, obwohl es doch
schon ziemlich weit führt. In der Regel ist
auch die Sprache angenehm gehalten, nur
selten stößt man auf Ausrutscher in der Eile
des Gefechts. Aus medienrechtlicher Perspek-
tive ist die Arbeit auch deshalb von Interes-
se, weil sie deutlich macht, wieweit die neu-
en Techniken Einzug gehalten haben in Ver-
waltung und Verwaltungsrecht.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Die Arbeit befasst sich vor allem mit § 11 des
Rundfunkstaatsvertrages (RStV) i. d. F. des
8. Änderungsstaatsvertrags, der den Ertrag
der bisherigen Entwicklung des Funktions-
auftrags des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
in Deutschland spiegelt. Dabei stellt sie die-
se Entwicklung in das kritische Licht des jün-
geren Phänomens der Digitalisierung und
vergleicht sie in knapper Form mit dem Stand
ähnlicher Veränderungen in Großbritannien
bei der BBC. Die mit Unterstützung der
Dr. Feldbausch-Stiftung veröffentlichte Schrift
ist eine Göttinger Dissertation. Sie entstand
bei Frau Christine Langenfeld. Die Autorin hat
im Übrigen nicht nur umfassend recherchiert,
sondern auch unveröffentlichte Materialien
erschlossen.
Der Gang der Untersuchung entspricht dem
Vorhaben: Ein erster Teil zur geschichtlichen
Entwicklung im Wege eines historischen Ab-
risses und der verfassungsrechtlichen Grund-
lagen, die unverändert bestehen, führt zum
zweiten Teil, der den Rundfunk in das digita-
le Zeitalter stellt und die rechtlichen Konse-
quenzen darzustellen sucht. Dann folgt an
zentraler Stelle der dritte Teil, in dem die
Reichweite des Funktionsauftrags, die erfor-
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steuern, all diese Komponenten und Aspek-
te eines denkbaren neuen Verfahrens der
Selbstverpflichtungen machen eine rechtli-
che Würdigung schwierig.
In der vorliegenden Dissertation hingegen
wird der bisherige Stand der Entwicklung in
einer ansprechenden Form und in gepfleg-
ter Sprache präsentiert. Nur selten, aber et-
wa im letzten Abschnitt der gesamten Unter-
suchung stößt man auf Wortwiederholun-
gen oder andere Ausrutscher, die in einer
rasch gefertigten Arbeit gerade am Ende doch
manchmal stehen bleiben können. Das stört
aber kaum und ist hier nur am Rande anzu-
merken. Die Schrift wurde auch durch die
Stiftung der Deutschen Wirtschaft ermög-
licht, die der Autorin ein Stipendium gewähr-
te. Insgesamt ist die Arbeit indes in keiner
Weise interessengeleitet und hält sich im Rah-
men der rechtswissenschaftlichen Forschung,
die nicht in den fragwürdigen Stil auftrags-
orientierter gutachtlicher Arbeiten abrutscht,
denen die Staffage einer wissenschaftlichen
Gewandung umgehängt ist und doch nicht
passt, eine Verkleidung, um sie eben in den
wissenschaftlich-interesselosen Diskussions-
stand des Fachs einzubringen. Es handelt sich
vielmehr hier in der Tat um einen nur wis-
senschaftlich geprägten Erstling, dem eine
solche Verhaltensweise nicht zugrunde liegt.
Offen bleibt in der Arbeit von Anfang an und
durchweg – allerdings unvermeidlich ange-
sichts des juristischen Ansatzes und Arbeits-
programms der Untersuchung – in der Sache
vom Rechtstatsächlichen her, ob die Digita-
lisierung nicht notwendig zu einem wieder-
kehrenden Marktversagen führen muss, auch
dann, wenn man die öffentlich-rechtlichen
Programme stutzt und ihnen eine Werbe-
finanzierung kaum mehr lässt. Dies deshalb,
weil die Zahl der zum Rezipienten transpor-
tierbaren Angebote in einem solchen Maße
zunimmt, dass die privaten Veranstalter not-
wendig nicht wirtschaftlich arbeiten können.
Das gilt, zumal die Finanzierung letztlich vor
allem im Wege der Werbung der Wirtschaft
unausweichlich nicht entsprechend wach-
sen kann, weil die Wirtschaft hier auf Gren-
zen der Kosten wie der Wirksamkeit der Ver-
marktung mit solchen Mitteln stößt. Zurück
zu der Arbeit in ihren rechtspolitischen Tei-
len: Bedauerlicherweise wird das Tempo der
Entwicklung vor allem unter dem Regime
supranationalen Europarechts auch diese Ar-

derliche Präzisierung und ihre Grenzen so-
wie deren Formen zu finden sind. Der vierte
Teil sieht alsdann auf dieser Grundlage § 11
RStV in neuem Licht und untersucht ihn un-
ter jedem nur denkbaren und eben auch dem
rechtsvergleichenden Aspekt in der Perspek-
tive des englischen Vorbildes. Am Ende fin-
det man im letzten Teil eine detaillierte Zu-
sammenfassung, die die Arbeit außerordent-
lich gut zugänglich macht. Neben Literatur-
und Abkürzungsverzeichnis findet sich ein
Glossar und ein Anhang mit den zentralen
Rechtstexten in deutscher und englischer
Sprache. 
Die Arbeit enthält zu einigen Neuerungen
des Rundfunkrechts nähere Darlegungen.
Das gilt nicht nur für die europarechtliche
Debatte, sondern auch etwa für das System
von Selbstverpflichtungen, das vom engli-
schen Vorbild als Muster genommen wurde
und nun alsbald auch europarechtlich moti-
vierte weitere Konkretisierungen erfahren
soll. Es berührt die Programmfreiheit der An-
stalten einerseits, andererseits aber schließt
es eine Lücke etwa des Gebührenfestset-
zungsverfahrens auf der Ebene der Bedarfs-
anmeldungen, wobei zu hoffen steht, dass
die Ausgestaltung und die Handhabung in
hinreichendem Maße auf die normativen An-
forderungen der Rundfunkfreiheit Rücksicht
nimmt. Nach dem jetzt wohl beabsichtigten
Verfahren soll der Intendant Selbstverpflich-
tungen in Form von Satzungen oder Richt-
linien beim Rundfunkrat einbringen. Die-
ser hat dann nach Anhörung interessierter
Dritter, die mit einem Klagerecht ausgestat-
tet sein sollen und bei der europäischen Kom-
mission in Brüssel vorstellig werden können,
diese Verpflichtungen zu verabschieden; all
dies untersteht der Rechtsaufsicht der Staats-
kanzleien oder gar einer gemeinsamen Be-
hörde der Länder und ist nicht unproblema-
tisch: Die Strukturen stammen aus dem Kom-
munalverfassungsrecht. Aber der Intendant
besitzt nicht die Kraft eines von den Bürgern
unmittelbar und häufig in mehreren Wahl-
gängen und zugleich oft wiederholt gewähl-
ten Stadtoberhaupts und der Rat ist kein in
ähnlicher Weise kraftvoll legitimiertes Rechts-
setzungsorgan. Die informellen Vorabbindun-
gen, das Interessengeflecht und die mittel-
bare Legitimation, die wiederum an die par-
teilich geprägten Entscheidungszentren rück-
binden, die die Aufsicht ausüben oder doch

beit rasch überholen. Das hat sie indes nicht
verdient.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig
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